
 
 
 

 zu TOP …….... 
 
 
 
 
 Mainz, 24.10.2017 
 
 
Anfrage 1482/2017 zur Sitzung  am 29.11.2017 

 
Zusätzliche Landeszahlungen für Asylbewerber aus Steuermitteln an die Stadt 
(AfD) 
 
  Gemäß Medienberichten gibt das Land Rheinland-Pfalz zusätzlich 162,6 Millionen Euro 

für die Versorgung von Asylbewerbern aus. Das hat die grüne Integrationsministerin Spie-
gel mitgeteilt. Das Geld fließt an die Kommunen, um deren Ausgaben auszugleichen.  
Das rheinland-pfälzische Integrationsministerium hat ursprünglich für diesen Bereich 211 
Millionen Euro eingeplant:  97 Mio. Euro für sogenannte unbegleitete, minderjährige 
Flüchtlinge, 114 Mio. Euro für den übrigen Personenkreis. Nun fallen die zusätzlichen 
162,6 Mio. Euro an. Hiervon gehen nochmals 65,4 Mio. Euro an die unbegleiteten, minder-
jährigen Flüchtlinge und 97,2 Mio. an den sonstigen Personenkreis. Die „Normalfälle“ kos-
ten laut Spiegel im Monat eine Pauschale von 848 Euro. Rund 2800 unbegleitete, jugend-
liche Flüchtlinge kosten pro Person monatlich über 4.000,- Euro (!). 
 

 
Wir fragen an: 
  

1.   Wie viel Euro erhält die Stadt Mainz aus diesen „zusätzlichen Finanzmitteln“ des Landes 
Rheinland-Pfalz? 
  

2.   Auf wieviel Euro belaufen sich aktuell die jährlichen Gesamtausgaben der Stadt Mainz für 
die unbegleiteten Flüchtlinge bzw. für den übrigen Personenkreis? 

 
3.  Wie soll die mutmaßliche Deckungslücke/ Zahlungsdifferenz ausgeglichen werden? 

  
4.   Wie schätzt die Verwaltung die künftige Kostenentwicklung ein? 

 
 

 
 
Heinz-Werner Stumpf 
Fraktionsvorsitzender 
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